Deutscher Bundestag Drucksache 7/ 2421 

7. Wahlperiode 

26. 07. 74 
Sachgebiet 212 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Frau Dr. Neumeister, 
Frau Schleicher, Braun, Dr. Hammans, Burger, Rollmann und der Fraktion 
der CDU/CSU 


betr. Situation des Gesundheitswesens in der Bundesrepublik Deutschland 


Die Struktur des Gesundheitswesens in der Bundesrepublik 
Deutschland ist in jüngster Zeit in der breiten Öffentlichkeit 
immer häufiger in den Mittelpunkt von Diskussionen getreten. 
Widersprüchliche Aussagen seitens der Bundesregierung und 
der Koalitionsparteien führen zu einer zunehmenden Verun- 
sicherung der Bevölkerung und der im Gesundheitswesen Täti- 
gen. Auch die Regierungserklärung vom 17. Mai 1974 enthielt 
weder eine richtungsweisende Aussage, noch ließ sie erkennen, 
welcher Stellenwert der Gesundheitspolitik zugemessen wird. 
Ein zunehmendes Gesundheitsbewußtsein der Bevölkerung wie 
auch steigende Kosten für die Inanspruchnahme von Leistungen 
des Gesundheitswesens verpflichten alle Verantwortlichen, die 
gegenwärtige Situation einer kritischen Beurteilung zu unter- 
ziehen und die Öffentlichkeit zu informieren. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. 1 . Wie hoch schätzt die Bundesregierung die jährlichen Auf- 
wendungen, die in der Bundesrepublik Deutschland für 
die Förderung der medizinischen und zahnmedizinischen 
Forschung - der Grundlagenforschung wie auch der an- 
gewandten Forschung ~ zur Verfügung stehen, und hält 
sie diese Aufwendungen für ausreichend? 

a) Wie hoch ist der entsprechende Anteil von Bund und 
Ländern? 
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b) Welche Institutionen sind außer der öffentlichen 
Hand an der Förderung der medizinischen Forschung 
beteiligt und mit welchem finanziellen Aufwand? 

2. Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für not- 
wendig, um im Hinblick auf die Begrenztheit der Mittel 
diese optimal nutzen zu können? 

3. Was ist bisher veranlaßt worden, um die Forschungs- 
vorhaben des Bundes, der Länder und der von diesen 
finanzierten wissenschaftlichen Institute zu koordi- 
nieren? 

4. Welches sind die Schwerpunkte staatlicher Forschungs- 
politik im medizinischen Bereich? 

5. Wird bei der Durchführung der zur Zeit laufenden For- 
schungsvorhaben im Bereich der medizinischen Daten- 
verarbeitung über den Entwurf eines Bundesdaten- 
schutzgesetzes hinaus der Gesichtspunkt der besonderen 
Schutzwürdigkeit medizinischer Daten und seine 
umfassende technologische Verwirklichung berück- 
sichtigt? 


11. Stimmt die Bundesregierung mit uns in der Auffassung 
überein, daß in der gesundheitlichen Aufklärung und Er- 
ziehung der Bevölkerung weitaus größere Anstrengungen 
als bisher unternommen werden müssen, um zu befriedi- 
genden Ergebnissen zu gelangen? 

1. Welche Mittel stehen seitens des Bundes und der Länder 
für gesundheitliche Aufklärung und Erziehung zur 
Verfügung? 

2. Welche Maßnahmen sind nach Auffassung der Bundes- 
regierung notwendig, um die Arbeit in diesem Bereich 
wirksamer zu gestalten? 

3. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die Bevölke- 
rung zur wesentlich verstärkten Inanspruchnahme der 
von den Krankenkassen finanzierten Früherkennungs- 
maßnahmen zu veranlassen? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Säuglingssterb- 
lichkeit in der Bundesrepublik Deutschland im inter- 
nationalen Vergleich? 

Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, die Säug- 
lingssterblichkeit durch verstärkte Aufklärung und 
Erziehung der Bevölkerung zu verringern? 

Zu welchen Ergebnissen hat in diesem Zusammenhang 
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die Aussage des Staatssekretärs im Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit, Prof. Dr. Wolters, 
geführt, man könne in diesem Bereich von den in der 
DDR gewonnenen Erfahrungen lernen? 

5. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß 
auch künftig Organisationen und Vereinigungen an der 
gesundheitlichen Aufklärung, Beratung und Erziehung 
der Bevölkerung beteiligt und in ausreichendem finan- 
ziellen Maße unterstützt werden müssen? 


III. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die ärztliche 
und zahnärztliche Versorgung der Bevölkerung auf der 
Grundlage der gegenwärtigen geltenden gesetzlichen Be- 
stimmungen auch künftig gewährleistet werden kann? 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die bisherigen Maß- 
nahmen 

a) seitens der ärztlichen und zahnärztlichen Selbstver- 
waltung, 

b) seitens des Bundes, der Länder und Gemeinden, 

zur ambulanten und stationären Versorgung der 
Bevölkerung? 

2. Welche zusätzlichen Maßnahmen sind ggf. erforderlich, 
um auch künftig 

a) im ambulanten Bereich, 

b) im stationären Bereich, 

eine optimale gesundheitliche Versorgung der Bevölke- 
rung sicherzustellen? 

3. Inwieweit hält die Bundesregierung die vom Staats- 
sekretär im Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit gemachten und im Bulletin der Bundesregie- 
rung vom 19. September 1973 veröffentlichten Vor- 
schläge für geeignet, die ärztliche Versorgung der Be- 
völkerung zu verbessern, und ist sie der Auffassung, 
daß durch diese Vorschläge zusätzliche ärztliche 
Kapazität geschaffen wird? 

4 . Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß bei der zur 
Zeit vorhandenen Zulassungsbeschränkung eine ausrei- 
chende Anzahl von Studenten der Medizin und Zahn- 
medizin ausgebildet werden, um mittel- und langfristig 
die ärztliche Versorgung der Bevölkerung in allen 
Bereichen sicherzustellen? 


Wie hoch ist das derzeitige Studienplatzangebot (pro 
Jahr) in den Fächern Medizin, Zahnmedizin und Pharma- 
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zie, und wie verteilt sich dieses Angebot auf die ein- 
zelnen Bundesländer? 

Wie hoch waren die Aufwendungen von Bund und Län- 
dern in den letzten zehn Jahren für 

a) Invesitionen, 

b) Personal, 

für die Fachbereiche Medizin, Zahnmedizin und Pharma- 
zie, und in welchem Verhältnis stehen sie zu der Ent- 
wicklung des Studienplatzangebots? 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang die bekanntgewordenen Bedarfsanalysen, und 
welche Schlußfolgerungen sollten daraus gezogen 
werden? 

6. Welche Rolle mißt die Bundesregierung dem öffentlichen 
Gesundheitsdienst im System der gesundheitlichen Ver- 
sorgung und Betreuung zu, und welche Aufgaben sind 
auch zukünftig dem öffentlichen Gesundheitsdienst zuzu- 
ordnen? 

7. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um den Man- 
gel an Ärzten im öffentlichen Gesundheitsdienst zu 
beseitigen? 


IV. 1. Hält die Bundesregierung die Personalsituation bei den 
anderen Berufen des Gesundheitswesens für aus- 
reichend, und wo sieht sie besondere Bedarfslücken? 

2. Welche Maßnahmen sind erforderlich, um in diesen 
Berufen ein ausreichendes und qualifiziertes Ausbil- 
dungsangebot bereitzuhalten? 

3. In welchen Berufen des Gesundheitswesens fehlen zur 
Zeit noch gesetzliche Normen für die Ausbildung und 
den Schutz des jeweiligen Berufsbildes? 


V. Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung aus dem bis- 
herigen Vollzug des Krankenhausfinanzierungsgesetzes 
und der Bundespflegesatzverordnung gewonnen? 

Hält die Bundesregierung eine Novellierung auf diesem 
Gebiet in absehbarer Zeit für notwendig? 

1. In welchem Umfange sind seit Inkrafttreten des Kran- 
kenhausfinanzierungsgesetzes und der Bundespflege- 
satzverordnung die entsprechenden Ermächtigungsvor- 
schriften des Bundes und der Länder realisiert worden. 
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und insbesondere welche Förderungsrichtlinien sind 
inzwischen ergangen, und wie ist deren Inhalt? 

2, Krankenpflegeschulen erhalten nach dem Krankenhaus- 
finanzierungsgesetz keine finanzielle Förderung. Hat 
sich diese Bestimmung dahin gehend ausgewirkt, daß 
trotz der im Gesetz vorgesehenen Übergangszeit die 
Krankenhausträger zögern, neue Krankenpflegeschulen 
zu errichten bzw. die Kapazität bestehender Schulen zu 
erweitern? 

Welche Maßnahmen sind eingeleitet worden, um zu- 
künftig den notwendigen Bau bzw. Ausbau von Kran- 
kenpflegeschulen an Krankenhäusern sicherzustellen? 

3. Nach den Bestimmungen des Krankenhausfinanzie- 
rungsgesetzes werden künftig Krankenhäuser, die nach 
§ 8 KHG nicht im Bedarfsplan aufgenommen werden, 
vom Bund oder den Ländern nicht mehr gefördert. Be- 
troffen sind durch diese Maßnahme insbesondere Kran- 
kenhäuser in ländlichen Gebieten mit geringer Bevölke- 
rungsdichte. 

Ist der Bundesregierung die Zahl der 

a) Krankenhäuser, 

b) Betten, 

bekannt, die auf Grund dieser Bestimmung in abseh- 
barer Zeit nicht mehr gefördert werden? 

Hält die Bundesregierung eine solche Entwicklung im 
Hinblick auf eine Sicherstellung der stationären Grund- 
versorgung wie auch der gewünschten Verbesserung der 
ärztlichen Versorgung in diesen Gebieten für vertret- 
bar? 

Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, diese 
Krankenhäuser auch zukünftig für die gesundheitliche 
Versorgung der Bevölkerung zu verwenden? 


VI. 1. Ist die Zusammenfassung der Bereiche Jugend, Familie 
und Gesundheit in einem Ministerium nach den bis- 
herigen Erfahrungen geeignet, um die berechtigte Forde- 
rung nach einem erhöhten Stellenwert der Gesundheits- 
politik durchzusetzen, oder wäre es sinnvoller, die 
gesundheitlich relevanten Bereiche in einem Ressort 
zusammenzufassen? 

2. Waren die seit Beginn der 7. Legislaturperiode im Be- 
reich des Bundesministeriums für Jugend, Familie und 
Gesundheit getroffenen Organisations- und Personal- 
entscheidungen geeignet, die Arbeitsfähigkeit des Mini- 
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steriums und der nachgeordneten Bundesoberbehörden 
zu verbessern? 


Bonn, den 26. Juli 1974 


Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
Frau Dr. Neumeister 
Frau Schleicher 
Braun 

Dr. Hammans 

Burger 

Rollmann 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Während die Regierungserklärung vom 17. Mai 1974 nur unzu- 
reichende Aussagen zur Gesundheitspolitik enthält, werden von 
Regierungsvertretern bei zahlreichen Veranstaltungen immer 
wieder Erklärungen abgegeben, die eine veränderte Zielsetzung 
in der Gesundheitspolitik erkennen lassen. Die Öffentlichkeit, 
insbesondere auch das Parlament, hat im Hinblick auf die Be- 
deutung der Gesundheitspolitik Anspruch auf eine umfassende 
Information hinsichtlich der Prioritäten der Gesundheitspolitik 
dieser Bundesregierung. 

Eine solche Information sollte sich nicht nur auf zukünftige 
Schwerpunkte von Forschungsvorhaben im medizinischen Be- 
reich erstrecken. Sie sollte darüber hinaus auch Aussagen ent- 
halten, wie die Bundesregierung - erfolgreicher als bisher - eine 
intensivere gesundheitliche Aufklärung und Beratung der Bc' 
völkerung durchzuführen gedenkt, um bessere Ergebnisse bei 
der Inanspruchnahme von Früherkennungsuntersuchungen zu 
erreichen und ein gesundheitsbewußteres Verhalten der Bevölke- 
rung zu bewirken. 

Die Bundesregierung wird außerdem um Auskunft darüber ge- 
beten, ob und ggf. in welchem Umfang auf der Grundlage der 
gegenwärtig geltenden Bestimmungen die ärztliche und zahn- 
ärztliche Versorgung der Bevölkerung auch künftig gewähr- 
leistet werden kann. Im Hinblick auf die zur Zeit vorhandenen 
Zulassungsbeschränkungen zum Medizinstudium kommt einer 
solchen Fragestellung besondere Bedeutung zu, um mittel- und 
langfristig die ärztliche Versorgung der Bevölkerung in allen 
Bereichen sicherstellen zu können. Dies trifft vor allem auch für 
den öffentlichen Gesundheitsdienst zu. Ebenso notwendig ist es, 
einen Überblick über die gegenwärtige und zukünftige Personal- 
Situation bei den anderen Berufen des Gesundheitswesens zu 
erhalten. Schließlich fehlt es in einigen Berufen des Gesundheits- 
wesens noch an gesetzlichen Normen für die Ausbildung und 
den Schutz des jeweiligen Berufsbildes. 

Es scheint angebracht, einen Überblick über die bisherigen Er- 
fahrungen mit dem Vollzug des Krankenhausfinanzierungs- 
gesetzes und der Bundespflegesatzverordnung zu erhalten, um 
zu prüfen, ob in absehbarer Zeit eine Novellierung dieses 
Gesetzes vorgenouimen werden muß. 

Das Problem der psychiatrischen Versorgung der Bevölkerung 
ist in diese Große Anfrage nicht aufgenommen worden, weil zur 
Zeit dieser Bereich im Rahmen einer umfassenden Enquete über 
die Lage der Psychiatrie in der Bundesrepublik Deutschland 
(Drucksache 7/1124) untersucht wird. 

Auch auf Fragen zum Arzneimittelwesen wurde verzichtet, weil 
inzwischen nach den Initiativen der CDU/CSU-Fraktion die Bun- 
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desregierung einen Gesetzentwurf zur „Neuordnung des Arznei- 
mittelrechts" vorgelegt hat. 

Die CDU/CSU-Fraktion hofft, mit dieser Großen Anfrage einen 
Beitrag zur Versachlichung der gesundheitspolitischen Diskus- 
sion in unserem Lande zu leisten. 
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